
Widmung einer Straße 

Die Stadt Oberhausen widmet gemäß § 6 des Straßen-
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.1995 mit Wirkung vom Tage der ortsüblichen
Bekanntmachung folgende Straße für den öffentlichen
Verkehr als Gemeindestraße:

Franz-Schröer-Weg 
(Gemarkung Sterkrade, Flur 28, Flurstück 606) 

Zur besseren Orientierung ist in dem beigefügtem
Lageplan die zu widmende Fläche rautiert dargestellt. 

Rechtsmittelbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstrasse 39,
40213 Düsseldorf, Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen
(Elektronische Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs-
und Finanzgerichte - ERVVO VG/FG) vom 7. November
2012 (GV.NRW.S.548) erhoben werden.

Wird die Klage schriftlich erhoben, so soll ihr je eine
Abschrift für den Beklagten, den Vertreter des öffent-
lichen Interesses und sonstige Beteiligte beigefügt wer-
den.

Wird die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen
Bevollmächtigten versäumt, so gilt dessen Verschulden
als Ihr eigenes Verschulden.

Hinweis:

Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einem
Klageverfahren bislang vorgeschaltete
Widerspruchsverfahren abgeschafft worden.
Entsprechend der oben stehenden
Rechtsmittelbelehrung kann gegen diesen Bescheid
also direkt Klage erhoben werden.

Zur Vermeidung unnötiger Kosten besteht jedoch unab-
hängig hiervon die Möglichkeit, sich vor etwaiger
Erhebung einer Klage kurzfristig zunächst mit der
zuständigen Dienststelle, Fachbereich 5-6-50 in Zimmer
A 227 des Technischen Rathauses Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, 46042 Oberhausen, während der
Dienststunden, Montag bis Donnerstag 8:30 Uhr bis
12:00 Uhr, 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr und Freitag von
08:30 Uhr bis 12:00 Uhr in Verbindung zu setzen. In vie-
len Fällen können so etwaige Unstimmigkeiten bereits
im Vorfeld einer Klage behoben und kann die
Widmungsverfügung gegebenenfalls, insbesondere hin-
sichtlich etwaiger offensichtlicher Unrichtigkeiten, korri-
giert werden, so dass es einer Klageerhebung nicht
mehr bedarf.

Die Notwendigkeit der Klageerhebung zur Vermeidung
des Eintritts der Bestandskraft dieser
Widmungsverfügung wird durch einen außergerichtlichen
Klärungsversuch allerdings nicht berührt. Die Klagefrist
von einem Monat wird hierdurch nicht verlängert.

Oberhausen, 03.07.2013

Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Klunk
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Öffentliche Bekanntmachung des
Wahlleiters zu den Kommunalwahlen in
Oberhausen

Herr
Thomas Gäng

hat sein Mandat gem. § 37 Kommunalwahlgesetz durch
Verzichterklärung niedergelegt.

Nach der Reihenfolge der Liste der CDU für den Rat der
Stadt Oberhausen ist der an 23. Stelle stehende
Bewerber

Herr
Dr. Udo Kelsch
Buchenweg 139
46147 Oberhausen
geboren 1941
Diplomchemiker

berufen worden, der damit an die Stelle des ausge-
schiedenen Mitgliedes tritt. 

Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter -
Bereich Statistik und Wahlen - schriftlich oder mündlich
zur Niederschrift Einspruch gem. § 39 in Verbindung mit
§ 45 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Lande
Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998
(GV. NW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2011 (GV. NW. S.
238), eingelegt werden. 

Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt
dieser Veröffentlichung an. 

Oberhausen, 11.07.2013

Wehling
- Wahlleiter - 

Gemäß § 10 der Satzung über das
Friedhofs- und Bestattungswesen der
Stadt Oberhausen vom 22.12.2012  sind
die Ruhezeiten folgender Reihengräber
abgelaufen:

Westfriedhof

Feld 60 Nr. 1- 350 letzte Beisetzung: 
17.01.1991

Feld 62 Nr. 1-275 letzte Beisetzung: 
10.09.1986

Feld 64 Nr. 1-325 letzte Beisetzung: 
23.09.1991 

Feld 66 Nr. 1-275 letzte Beisetzung: 
03.10.1988

Feld 72 Nr. 1-60 letzte Beisetzung: 
25.01.1993

Feld 72 Nr. 228-245 letzte Beisetzung: 
22.12.1986

Feld 72 Nr. 290-311 letzte Beisetzung: 
10.06.1987 

Feld 84 Nr. 531-944 letzte Beisetzung: 
27.04.1989

Mit dem Ablauf dieser Zeiten ist es notwendig, die
Anlagen zu beseitigen, die sich auf der Erdoberfläche
befinden

Es ist jedoch möglich, Anträge auf Übernahme von
Grabsteinen zu stellen. 

Die Anträge können in der Zeit vom 01.08.2013 -
01.10.2013 an den Oberbürgermeister der Stadt
Oberhausen, Fachbereich 2-4-70, Standesamt
(Bestattungsangelegenheiten), gerichtet werden.

Später eingehende Anträge finden keine
Berücksichtigung mehr. 

Oberhausen, 02.07.2013

Oberbürgermeister
In Vertretung

Motschull
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Satzung vom 15.07.2013 zur Aufhebung
der Dichtheitsprüfungssatzung der Stadt
Oberhausen vom 12.12.2011

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
15.07.2013 folgende Aufhebungssatzung beschlossen:

Artikel I

Die Satzung zur Abänderung der Fristen bei der
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen
(Dichtheitsprüfungssatzung) gemäß § 61 a Abs. 3 bis 7
LWG NRW der Stadt Oberhausen vom 12.12.2011,
öffentlich bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt
Oberhausen Sonderausgabe vom 19.12.2011, S. 264,
tritt mit Wirkung zum 01.08.2013 außer Kraft.

Artikel II

Diese Aufhebungssatzung tritt am Tage nach ihrer
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 1994, S.
666) in der zurzeit gültigen Fassung können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 15.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister

2. Änderungssatzung vom 15.07.2013 zur
Entwässerungssatzung der Stadt
Oberhausen vom 18.12.2006

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
15.07.2013 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

Artikel I

Die Entwässerungssatzung der Stadt Oberhausen vom
18.12.2006 in der Fassung ihrer 1. Änderung vom
12.12.2011 wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Ziffer 9 a) wird der letzte Satz gestrichen.

2. In § 10 Abs. 9 wird Satz 2 wie folgt ersetzt:
„Die anerkannten Regeln der Technik sind dabei ein-
zuhalten.“

3. In § 21 wird jeweils im letzten Satz der Absätze 2 und
6 die Zahl 4 durch 5 ersetzt.

4. In § 21 Abs. 5 Satz 1 wird der Halbsatz „…, soweit sie
12 Kubikmeter übersteigen“ gestrichen.

5. § 22 Abs. 4 erhält folgende Neufassung:
„In den Fällen, in denen über eine
Regenwassernutzungsanlage ein Teil des
Niederschlagswassers im Haus und/oder Garten ver-
wandt wird, wird auf Antrag ein Abschlag von 50 %
bei der Niederschlagswassergebühr berücksichtigt,
die auf die an die Regenwassernutzungsanlage
angeschlossene Fläche entfällt, wenn die Anlage den
allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht
und ein Mindestspeichervolumen von 4 cbm pro
Grundstück und zusätzlich 30 l pro qm bebaute und
befestigte Fläche erreicht wird. Sofern die
Niederschlagwassergebühr aufgrund der Regelung
in Satz 1 reduziert wird oder wegen einer sonstigen
Befreiungsvorschrift ganz oder teilweise entfällt und
das Niederschlagswasser als Brauchwasser im Haus
verwendet wird, ist zur Ermittlung der
Bemessungsgrundlage der Schmutzwassergebühr
ein mengenmäßiger Nachweis gemäß § 21 Abs. 4 zu
führen.

Artikel II

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.



Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 1994, S.
666) in der zurzeit gültigen Fassung können
Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 15.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister

Ungültigkeitserklärung eines Dienstsiegels

Der Siegelabdruck des kleinen Dienstsiegels Nr. 326
wurde für Fälschungen missbraucht. Aus diesem
Grunde wird das kleine Dienstsiegel Nr. 326 mit soforti-
ger Wirkung für ungültig erklärt.

Beschreibung: Gummistempel rund, Durchmesser 
2,0 cm, Wappen der Stadt Oberhausen,
Umschrift: Stadt Oberhausen,
Ordnungsziffer 326,

Hinweise auf eine unbefugte Benutzung werden erbeten
an:

Stadt Oberhausen
Bereich 4-1/Personal und Organisation
Schwartzstraße 72
46045 Oberhausen
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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachungsanordnung des
Oberbürgermeisters vom 11.07.2013 über
die Aufstellung des Bebauungsplans Nr.
696 - Beethovenstraße (zwischen
Sperberstraße und Kirchhellener Straße) -

Der Rat der Stadt hat am 10.06.2013 die Aufstellung
eines Bebauungsplans für das im Plan des Bereichs 5-1
-Stadtplanung- vom 18.04.2013 umrandete Gebiet
beschlossen (Bebauungsplan Nr. 696).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur
14, und wird wie folgt umgrenzt:

Westliche Seite der Beethovenstraße, südliche Seite der
Kirchhellener Straße, östliche Seite der
Beethovenstraße und südliche Grenze des Flurstückes
Nr. 1240.

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 des
Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509).

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage
des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen im
Bereich 1 -Stadtplanung-, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr.
A 009, während der Öffnungszeiten: Montag -
Donnerstag 8.00 - 16.00 Uhr und Freitag 8.00 - 12.30
Uhr einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 696 wird folgendes
Hauptplanungsziel verfolgt:

- Festsetzung der Straßenbegrenzungslinien.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 696
- Beethovenstraße (zwischen Sperberstraße und
Kirchhellener Straße) - wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Hinweise

1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), kann eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der GONW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

2. Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und
Besitzer zu dulden, dass Beauftragte der zuständi-
gen Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach
diesem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden-
und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche
Arbeiten ausführen.
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Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

Der Wortlaut der Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 696
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 10.06.20013 über-
ein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999, zuletzt geändert am
05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

Oberhausen, 11.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
696:

Die Beethovenstraße ist zwischen der Sperberstraße
und der Kirchhellener Straße endgültig hergestellt.

Zur vollständigen Abrechnung der Erschließungsanlage
ist es notwendig die planungsrechtlichen Grundlagen
durch Festsetzungen von Straßenbegrenzungslinien zu
schaffen.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachungsanordnung des
Oberbürgermeisters vom 17.07.2013 über
den Satzungsbeschluss und das
Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr.
651 - Poststraße / Paul-Reusch-Straße -

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 15.07.2013
den Bebauungsplan Nr. 651 - Poststraße / Paul-Reusch-
Straße - in der Fassung vom 22.03.2013 als Satzung
beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509), in Verbindung mit den
Überleitungsvorschriften nach §§ 233 ff BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl.
I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548), und § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW. 1994 S. 666), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV.NRW.
2012 S. 436).

In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem
Bebauungsplan Nr. 651 beigefügte Begründung (inkl.
Umweltbericht) in der Fassung vom 22.03.2013 als
Entscheidungsbegründung beschlossen.

Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509), in Verbindung mit den
Überleitungsvorschriften nach §§ 233 ff BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl.
I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548).

Das Plangebiet befindet sich in der Gemarkung Alt-
Oberhausen südlich der Poststraße, östlich der Paul-
Reusch-Straße, westlich des Friedensplatzes und nörd-
lich der Langemarkstraße. Es umfasst die Flurstücke Nr.
6, 7, 8, 9, 14, 29, 876, Flur 31 in Gänze sowie das
Flurstück Nr. 875, Flur 31, abzüglich des Bereiches
nördlich der Front des Gebäudes Poststraße 1a.

Der Bebauungsplan Nr. 651 - Poststraße / Paul-Reusch-
Straße - liegt mit Begründung einschließlich
Umweltbericht und zusammenfassender Erklärung vom
Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an
im Technischen Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66,
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004, während der nachste-
hend genannten Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht
öffentlich aus:

Montag - Donnerstag 8.00 - 16.00 Uhr 
Freitag 8.00 - 12.30 Uhr 

Weitere Informationen zu dem Bebauungsplan sind
auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.



Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Erklärung

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 651 -
Poststraße / Paul-Reusch-Straße wird hiermit bekannt
gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 651 - Poststraße / Paul-Reusch-
Straße - gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches in
Kraft.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548), über die
Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintre-
tenden Vermögensnachteilen sowie über die
Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen.

2. Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes hin-
gewiesen:
Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung
der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt
Oberhausen unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn
Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich
sind.

3. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), kann eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der GONW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Der Wortlaut der Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 651
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 15.07.2013 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom
26.08.1999, zuletzt geändert am 05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

Oberhausen, 17.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachungsanordnung des
Oberbürgermeisters vom 18.07.2013 über
die Aufstellung des Bebauungsplans Nr.
697 - Eugen-zur-Nieden-Ring (zw.
Bahnhofstraße und Steinbrinkstraße) /
Klosterstraße -

Der Rat der Stadt hat am 15.07.2013 die Aufstellung
eines Bebauungsplans für das im Plan des Bereichs 5-1
-Stadtplanung- vom 05.06.2013 umrandete Gebiet
beschlossen (Bebauungsplan Nr. 697).

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 697 liegt in der
Gemarkung Sterkrade, Flur 18, und wird wie folgt
umgrenzt:

Östliche Grenzen der Flurstücke Nr. 590, 612 und 603;
südliche Grenzen der Flurstücke Nr. 603 und 612; am
südlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 612 abknik-
kend zum südlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr.
601; südliche Grenze des Flurstücks Nr. 600; entlang
der westlichen Grenze des Flurstücks Nr. 600 bis zur
östlichen Seite des Gebäudes Bahnhofstraße 57; östli-
che Seite des Gebäudes Bahnhofstraße 57; südliche
Grenzen der Flurstücke Nr. 593, 596 und 594; östliche
Grenze des Flurstücks Nr. 439 und deren Verlängerung
bis zur nördlichen Grenze des Flurstücks Nr. 594; nörd-
liche Grenzen der Flurstücke Nr. 594, 595, 592 und 575;
westliche Grenzen der Flurstücke Nr. 576 und 578; süd-
liche Grenzen der Flurstücke Nr. 590 und 531; am süd-
lichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 531 abknickend
zur westlichen Seite der Steinbrinkstraße; westliche
Seite der Steinbrinkstraße bis zur Verlängerung der
nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 70; nördliche
Grenze des Flurstücks Nr. 70 und deren Verlängerung;
am nordwestlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 70
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abknickend zum südlichsten Grenzpunkt des Flurstücks
Nr. 493, östliche Grenzen des Flurstücks Nr. 495 und
494; nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 488; abknik-
kend zum südlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr.
549; südliche Grenze des Flurstücks Nr. 549 und nördli-
che Grenze des Flurstücks Nr. 590.

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 des
Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548).

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage
des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen im
Bereich 5-1 -Stadtplanung-, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr.
A 009, während der Öffnungszeiten: Montag -
Donnerstag 8.00 - 16.00 Uhr und Freitag 8.00 - 12.30
Uhr einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 697 wird im Wesentlichen
folgendes Hauptplanungsziel verfolgt:

- Festsetzung der Straßenbegrenzungslinien und
öffentlichen Verkehrsflächen gemäß dem vorhande-
nen Ausbau.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 697
- Eugen-zur-Nieden-Ring (zw. Bahnhofstraße und
Steinbrinkstraße) / Klosterstraße - wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

Hinweise

1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), kann eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der GONW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

e) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

2. Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und
Besitzer zu dulden, dass Beauftragte der zuständi-
gen Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach
diesem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden-
und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche
Arbeiten ausführen.
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Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

Der Wortlaut der Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 697
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 15.07.2013 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999, zuletzt geändert am
05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

Oberhausen, 18.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 697:

Der Eugen-zur-Nieden-Ring (zwischen Bahnhofstraße
und Steinbrinkstraße) und die Klosterstraße sind end-
gültig hergestellt. Der Grunderwerb der Straßenflächen
ist abgeschlossen.

Der Ausbau der beiden Straßen ist teilweise abweichend
von den Festsetzungen der Bebauungspläne Nr. 124
vom 21.07.1978 und Nr. 278 A vom 01.03.1996 erfolgt.

Aus Gründen der Rechtssicherheit bzw. zum Zwecke
der rechtmäßigen Herstellung der Erschließungs-
anlagen Eugen-zur-Nieden-Ring (zwischen
Bahnhofstraße und Steinbrinkstraße) und Klosterstraße
sollen im Sinne des § 125 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) die Straßenbegrenzungslinien und die festzu-
setzende öffentliche Verkehrsflächen an den vorhande-
nen Ausbau angepasst werden.

Um eine vollständige Überplanung der bisher in den
Bebauungsplänen Nr. 124 und Nr. 278 A abweichend
festgesetzten Straßenbegrenzungslinien zu gewährlei-
sten, werden auch die Grundstücke im nordöstlichen
Eckbereich Steinbrinkstraße / Eugen-zur-Nieden-Ring
sowie im nordwestlichen Eckbereich Bahnhofstraße /
Eugen-zur-Nieden-Ring in das Plangebiet einbezogen.
Für diese Grundstücke soll im Bebauungsplan Nr. 697
ein Mischgebiet (MI) bzw. Kerngebiet (MK) festgesetzt
werden.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.
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Öffentliche Bekanntmachung

Bekanntmachungsanordnung des Ober-
bürgermeisters vom 18.07.2013 über die
Teilung des Bebauungsplans Nr. 656 
- Münzstraße / Zum Dörnbusch - in die
Teilbereiche A und B sowie die öffentliche
Auslegung des Planentwurfs für den
Teilbereich A

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 15.07.2013
beschlossen, das Verfahrensgebiet des
Bebauungsplans Nr. 656 -Münzstraße / Zum
Dörnbusch- gemäß dem Plan des Bereichs 5-1 -
Stadtplanung- vom 28.05.2013 in die Teilbereiche A und
B aufzuteilen.

Bebauungsplan Nr. 656 A

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 656 A befindet
sich in der Gemarkung Osterfeld, Flur 6, und wird wie
folgt umgrenzt:

Südliche Grenzen der Flurstücke Nr. 623, 476 und 761;
westliche Grenze des Flurstücks Nr. 761; südliche und
westliche Grenze des Flurstücks Nr. 508; 3 m vor dem
nordwestlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 508
abknickend zu einem Punkt, der auf der nördlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 516 liegt und 1 m vom nord-
östlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 510 entfernt
ist; nördliche Grenze der Flurstücke Nr. 516 und 511;
westliche Grenze der Flurstücke Nr. 655 und 657; nörd-
liche Grenze des Flurstücks Nr. 657; östliche Grenzen
des Flurstücks Nr. 657; nördliche (mit Ausnahme des
Garagenhofs) und östliche Grenzen des Flurstücks Nr.
655; nördliche Grenzen der Flurstücke Nr. 517 und 733;
westliche und südliche Grenze des Flurstücks Nr. 734;
nördliche und östliche Grenzen des Flurstücks Nr. 623.

Bebauungsplan Nr. 656 B

Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 656 B befindet
sich in den Gemarkungen Osterfeld und Sterkrade und
wird wie folgt umgrenzt:

Südliche Grenzen der Flurstücke Nr. 818 und 434
(Gemarkung Sterkrade, Flur 19); nordöstliche Seite der
Dinnendahlstraße; nördliche Grenzen der Flurstücke Nr.
1023, 1022, 1021, 1020, 1019 und 1192 (Gemarkung
Sterkrade, Flur 19); am östlichsten Grenzpunkt des
Flurstücks Nr. 1192 (Gemarkung Sterkrade, Flur 19) um
5 m rechtwinklig abknickend; erneut abknickend in einer
Parallelen von 5 m zur nordöstlichen Grenze des
Flurstücks 
Nr. 1192 (Gemarkung Sterkrade, Flur 19); westliche
Grenze des Flurstücks Nr. 758 (Gemarkung Osterfeld,
Flur 6); am nordöstlichsten Grenzpunkt des Flurstücks
Nr. 1016 (Gemarkung Sterkrade, Flur 19) bogenförmig
abknickend zum südwestlichsten Grenzpunkt des
Flurstücks Nr. 417 (Gemarkung Osterfeld, Flur 7); nörd-
liche und östliche Grenze des Flurstücks Nr. 758
(Gemarkung Osterfeld, Flur 6); südliche Grenze der
Flurstücke Nr. 758 und 513 (Gemarkung Osterfeld, Flur
6); 1 m vor dem nordöstlichsten Grenzpunkt des
Flurstücks Nr. 510 (Gemarkung Osterfeld, Flur 6)
abknickend zum einem Punkt, der auf der östlichen
Grenze des Flurstücks Nr. 818 (Gemarkung Sterkrade,
Flur 19) liegt und 3 m vom nordwestlichsten Grenzpunkt
des Flurstücks Nr. 508 (Gemarkung Osterfeld, Flur 6)
entfernt ist; östliche Grenzen des Flurstücks Nr. 818
(Gemarkung Sterkrade, Flur 19).
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Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S.
1509), in Verbindung mit den Überleitungsvorschriften
nach §§ 233 ff BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548).

Der Rat der Stadt hat sich gleichzeitig auch mit dem
Entwurf des Bebauungsplans Nr. 656 A vom 17.06.2013
einverstanden erklärt und die öffentliche Auslegung
nebst Begründung (einschließlich Umweltbericht)
beschlossen.

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 656 A -
Münzstraße / Zum Dörnbusch- vom 17.06.2013 liegt
deshalb nebst Begründung (einschließlich
Umweltbericht) in der Zeit vom

20.08.2013 bis 20.09.2013 einschließlich

im Bereich 5-1 -Stadtplanung-, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr.
A 009, während der nachstehend genannten Öffnungs-
zeiten öffentlich aus.

Öffnungszeiten:
Montag - Donnerstag 8.00 - 16.00 Uhr
Freitag 8.00 - 12.30 Uhr

Es liegen folgende umweltrelevanten Informationen vor:

- Berechnung der erzielbaren Klimapunkte mit dem
Bewertungsprogramm SolarKompakt durch den
Bereich Umweltschutz der Stadt Oberhausen vom
22.05.2013

- Quantitative Analyse der klimatischen Wertigkeit von
Flächen durch die Untere Landschaftsbehörde vom
17.06.2013

- Landschaftspflegerischer Begleitplan des Büros für
Landschafts- und Freiraumplanung Leser, Albert,
Bielefeld GbR, Abschlussbericht von Juli 2013

- Artenschutzfachbeitrag Fledermäuse des Büros für
Landschafts- und Freiraumplanung Leser, Albert,
Bielefeld GbR, Abschlussbericht von Mai 2013

- Artenschutzrechtliche Hauptprüfung, Teil Avifauna,
der Biologischen Station Westliches Ruhrgebiet e.V.
von Oktober 2012.

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist
abgegeben werden. Nicht rechtzeitig abgegebene
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte ken-
nen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des
Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist.

Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S.
1509) in Verbindung mit den Überleitungsvorschriften
nach §§ 233 ff BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548).

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Die Beschlüsse zur Teilung des Verfahrensgebiets und
zur öffentlichen Auslegung sowie die öffentliche
Auslegung des Bebauungsplans Nr. 656 A -Münzstraße
/ Zum Dörnbusch- werden hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Hinweise

1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), kann eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der GONW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

2. Ein Antrag nach § 47 der
Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die
den Antrag stellende Person nur Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen
Auslegung (§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im
Rahmen der Beteiligung der betroffenen Öffentlich-
keit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13 a Abs. 2 Nr. 1 des
Baugesetzbuchs) nicht oder verspätet geltend
gemacht hat, aber hätte geltend machen können.
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Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Der Wortlaut der Bekanntmachung zur Teilung des
Verfahrensgebietes und zur öffentlichen Auslegung des
Bebauungsplans Nr. 656 A stimmt mit dem
Ratsbeschluss vom 15.07.2013 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom
26.08.1999, zuletzt geändert am 05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 18.07.2013

Wehling
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Entwurf
des Bebauungsplans Nr. 656 A 
- Münzstraße / Zum Dörnbusch -

Mit dem Bebauungsplan Nr. 656 A soll eine arrondieren-
de Wohnbebauung unter Einbindung und Umnutzung
der unter Denkmalschutz stehenden ehemaligen
Zechengebäude realisiert werden. Die ergänzende
Neubebauung soll in ihrer städtebaulichen Struktur
räumlich auf die vorhandene Baustruktur Bezug nehmen
und diese ihrer Bedeutung entsprechend gestalterisch
und funktional mit einbeziehen. Ein Teilbereich soll dabei
auch die Möglichkeit für das Wohnen im Alter bieten.
Gleichzeitig wird eine Vernetzung der Bebauung mit
dem Grünzug Elpenbachtal angestrebt.

Für Oberhausen und insbesondere den Ortsteil
Klosterhardt bildet der Schacht 4 eine unverwechselba-
re Landmarke. Die Bestandssicherung der historischen
Gebäude und deren Umnutzung sowie die beschriebene
geplante Weiterentwicklung im Bereich der ehemaligen
Schachtanlage werden zur kulturellen und städtebau-
lichen Aufwertung des gesamten Stadtteiles führen und
als weiterer Baustein zur Entwicklung eines überregio-
nal bedeutsamen Touristikpunktes im Bereich des
Industriemuseums St.-Antony-Hütte beitragen.

Informationen (u.a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.
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Im Auftrag der Stadt Oberhausen,
Fachbereich 5-6-40, 46047 Oberhausen,
schreibt die WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen,
46049 Oberhausen, Buschhausener
Straße 149, Telefon 0208 8578-321, Telefax
0208 8578-322, hiermit nach VOB/A öffent-
lich aus:

Maßnahme:
Umbau der Bushaltestelle Rathaus Sterkrade auf dem
Eugen-zur-Nieden-Ring

Leistung:
ca. 200m² Bituminöse Fahrbahndecke aufnehmen
ca. 500m² Schottertragschicht aufnehmen
ca. 300m² Befestigung aus Pflaster und Platten

aufnehmen
ca. 220m³ Frostschutzschicht liefern und einbauen
ca. 500m² Schottertragschicht liefern und einbauen
ca. 500m² Asphalttragschicht liefern und einbauen
ca. 500m² Asphaltbinderschicht liefern und einbauen
ca. 500m² Splittmastixasphalt liefern und einbauen
ca. 400m² Pflaster liefern und einbauen
ca. 100m Bordsteine liefern und einbauen
ca. 50m Rinnenbahn regulieren
ca. 4 Stk. Aufsätze von Straßeneinläufen regulieren
ca. 70m Enttwässerungsleitung DN 200 her-

stellen
ca. 56m Mauerwinkel bis 3,05 m Höhe liefern

und einbauen

Bauzeit:
Anfang 41. KW 2013 - Ende 46. KW 2013

Zuschlagsfrist:
27.09.2013

Die Angebotsunterlagen können ab 01.08.2013 bis
14.08.2013 nur schriftlich bei der ausschreibenden o. g.
Stelle unter Beifügung eines Verrechnungsschecks oder
einer beglaubigten Einzahlungsquittung mit Angabe des
Projektes angefordert werden.

Maßnahme:
Umbau der Bushaltestelle Rathaus Sterkrade auf dem
Eugen-zur-Nieden-Ring

Stadtsparkasse Oberhausen
BLZ: 365 500 00, Konto-Nr. 173 260.
Zusammenfassung von mehreren Objekten ist nicht
zulässig.

Kostenbeitrag:
35,00  € Bruttobetrag einschl. gesetzlicher
Mehrwertsteuer und Portokosten

Der Betrag wird nicht erstattet.

Die Ausgabe der Angebotsunterlagen erfolgt nur an sol-
che Firmen oder Bietergemeinschaften, die nachweis-
lich in den letzten Jahren Leistungen gleicher oder ähn-
licher Art ausgeführt haben und in der Lage sind, die
geforderten Fristen einzuhalten. Ein entsprechender
Nachweis ist auf Anforderung zu erbringen.

Auskünfte erteilt:
Herr Barmscheidt
WBO GmbH, Kanäle und Straßen 
Tel. 0208 8578-370

Die Angebote sind zu richten an die
Submissionsstelle der WBO Wirtschaftsbetriebe
Oberhausen GmbH, Kanäle und Straßen, 46049
Oberhausen, Buschhausener Straße 149, Erdgeschoss
rechts, Zimmer 011.

Eröffnungstermin am 22.08.2013, um 10:00 Uhr
Teilnehmerkreis gem. VOB/A - § 14 / 1

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen
Bestimmungen der VOB können sich Bieter an die
Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 30 08 65, 40408
Düsseldorf, wenden.
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Postvertriebsstück

- Entgelt bezahlt - 

DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 9,--
Euro, für sechs Monate 18,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 5. September 2013
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst/Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt
unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse
für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-
schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),
Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes
Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit
der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit
bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen
Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-
gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter
stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine
festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen
ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-
zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-
dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-
schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-
ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte
untereinander und fördern das Sozialverhalten der
Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Sommer 2013
nimmt der Bereich 0-8 Kunst/Malschule, Tel. 0208
41249-22, montags bis freitags von 8 bis 13 Uhr
entgegen.

Malschule
für Kinder
und Jugendliche
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